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Die Logik der Politikberatung. Analysen am Beispiel 
der Verwaltungspolitik der Länder 

Jörg Bogumil 

1. Problemhintergrund und Fragestellung 

Für die Verwaltungswissenschaft war Politikberatung schon immer attrak-
tiver als für große Bereiche der Politikwissenschaft, zumindest dann, wenn 
sie an einer problemlösungsorientierten Sichtweise interessiert ist.1 Ein we-
sentlicher Grund liegt auch in ihrem Forschungsgegenstand, der Verwal-
tung. So ist ein wesentlicher Aufgabenbereich der Verwaltung die Beratung 
der Politik, insbesondere, aber nicht nur, in Ministerialverwaltungen. Ver-
waltungen sind im Kern sogar die wichtigsten Berater der Politik. Ohne 
Verwaltungszuarbeit können in den arbeitsteiligen und spezialisierten öf-
fentlichen Organisationen die vorhandenen umfangreichen Informationen 
nicht gefiltert, verdichtet und entscheidungsreif gemacht werden. Insofern 
ist Verwaltungswissen höchst entscheidungsrelevant und eine Wissen-
schaft, welche sich mit diesem Gegenstand beschäftigt, eigentlich prädes-

                                                           
1  In der Verwaltungswissenschaft bezeichnete man vergleichbare Verfahren als »bench-

marking«. Diese steht in der Tradition der Ende der 1960er Jahre entstehenden poli-
tikwissenschaftlich ausgerichteten Verwaltungswissenschaft als Policyanalyse, die 
sich im Zusammenhang mit der Reform der Ministerialorganisation, dem Aufbau von 
Planungs- und Entscheidungssystemen und der Durchführung von Territorial- und 
Funktionalreformen in den 1970er Jahren mit den Möglichkeiten problemadäquater 
politisch-administrativer Strukturen und Prozesse beschäftigte (Scharpf 1973). Auch 
wenn später der Blick weg vom Staat als alleinigem Steuerungsakteur hin zum Zu-
sammenwirken gesellschaftlicher und staatlicher Akteure ins Zentrum des Interesses 
geriet, wird an der besonderen Funktion des politisch-administrativen Systems als 
»Spezialist fürs Allgemeine« festgehalten (Mayntz 1996: 156). Steuerung bleibt dem 
Anspruch nach seine besondere Funktion, verändert hat sich indes die Art und Weise, 
wie der Staat die Aufgaben erfüllt. Diese ist durch die Kombination von gesellschaft-
licher Selbstregelung und politischer Steuerung gekennzeichnet. Damit rücken dann 
vor allem die Probleme von Verhandlungssystemen, die Handlungs- und Entschei-
dungsfähigkeit der in Netzwerken gebundenen Akteure, die dort von staatlichen Akt-
euren wahrgenommene Rolle und die Qualität der Politikergebnisse in derartigen 
Strukturen in den Vordergrund. Dies ändert jedoch nichts an dem Anspruch einer Po-
litik- und Verwaltungswissenschaft, die auch zur Problemlösung beitragen will.  
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tiniert, sich mit dem Prozess der Wissensaneignung und -verwendung zu 
beschäftigten. 

Verwaltungsberatung ist somit eigentlich immer auch Politikberatung. 
Man könnte sogar sagen, dass der Großteil der normalerweise unter der 
Überschrift Politikberatung laufenden Aktivitäten in Wirklichkeit Verwal-
tungsberatung ist, denn die Ergebnisse von Gutachten, Expertenkommissi-
onen, Anhörungen, Enquetekommissionen usw. sind in aller Regel so um-
fangreich und so speziell, dass sie wiederum nur von den Experten in den 
Verwaltungen im Detail gelesen und verarbeitet werden können. Diese 
müssen die Ergebnisse dann wiederum für die politischen Spitzen aufberei-
ten. 

Insofern wundert es nicht, dass es viele Expertengremien gibt, die Politik 
und Verwaltung beraten sollen, wie Beiräte, Arbeitsgruppen, Projektgrup-
pen, Expertenkommissionen oder Enquetekommissionen (Siefken 2007; 
vgl. auch Döhler 2012, Fleischer 2016). Beispiele für Beiräte sind z. B. der 
Wissenschaftliche Beirat im Finanzministerium, die Monopolkommission 
oder der Nationale Normenkontrollrat. Typische Arbeitskreise sind der Ar-
beitskreis Steuerschätzung sowie natürlich die Ausschüsse der Parlamente. 
Beispiele für zeitlich begrenzte Expertenkommissionen sind die Hartz- oder 
Rürup-Kommissionen, während die Projektgruppe Regierungs- und Ver-
waltungsreform, der Staatssekretärsausschuss für Bürokratieabbau oder die 
Kommission zur Gemeindefinanzreform Beispiele für eine Projektgruppe 
darstellen. Enquete-Kommissionen vereinen externe Experten und Parla-
mentarier, sie werden vor allem in den Bundesländern vielfach genutzt.2  

Neben den Expertengremien haben vor allem wissenschaftliche Gutach-
ten, die die Arbeit in den Expertengremien oder in der Verwaltung zusätz-
lich unterstützen sollen, eine wichtige Beratungsfunktion. Insgesamt ist 
diese Form von Politikberatung alles andere als neu, allerdings gibt es ei-
nige Indizien, die auf die zunehmende Bedeutung von Expertenwissen für 
legislative und exekutive Entscheidungsprozesse hinweisen (z. B. Zürn 
2011; Bogumil/ Kuhlmann 2015).3 
                                                           
2  Seit Anfang der 1990er Jahre sind in den Bundesländern über 60 Enquetekommissio-

nen eingesetzt worden, die meist über mehrere Jahre gearbeitet haben.  
3  Auf die kritische Diskussion hinsichtlich des Einflusses von externer Beratung auf 

politische Entscheidungen, die eine demokratietheoretisch und verfassungsrechtlich 
problematische Auswanderung aus den Verfassungsinstitutionen konstatiert (Blumen-
thal 2003), wird nicht weiter eingegangen. Die These, dass durch den Einsatz von 
Kommissionen, Beiräten und Sachverständigen die Gestaltungsmacht von Regierung 
und Parlament auf externe Akteure verlagert und damit dem Gesetzgeber entzogen 
wird, hält der Autor jedenfalls für den von ihm untersuchten Bereich für nicht belegt.  
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Ein wesentliches Ziel der Einbindung wissenschaftlicher Expertise ist 
neben der Informationsbeschaffung (fast immer auch) ihre Legitimations-
stiftung für den Entscheidungsprozess und dessen Ergebnis. Dies ist nun 
wenig überraschend, ist doch aus der Debatte um die Logik politischer Ent-
scheidungsprozesse bekannt, dass politisch-administrative Entscheidungs-
prozesse immer Macht- und Informationsverarbeitungsprozesse zugleich 
sind (vgl. Bogumil 2011).4 Wesentliche Hindernisse für eine bessere politi-
sche Steuerung liegen eben nicht nur in Zeit- und Informationsproblemen, 
sondern auch in Prozessen der Parteienkonkurrenz und in den spezifischen 
Eigeninteressen der Akteure. 

Weitgehend Einigkeit herrscht über die institutionentheoretische Grund-
prämisse, dass die Institutionalisierung und Verwendung von Wissen in der 
Verwaltung durch komplexe Interaktionsprozesse von externen und inter-
nen Akteuren gekennzeichnet ist. Der Verlauf und das Ergebnis dieser In-
teraktionsprozesse sind auch von den gegebenen Organisationsstrukturen 
und Kontextfaktoren abhängig (Knill/ Tosun 2015). Es gibt jedoch kaum 
empirische Untersuchungen, die diesen allgemeinen Erklärungszusammen-
hang konkretisieren. Wie Beratungsprozesse von Politik und Verwaltung 
im Geflecht zwischen Parteienwettbewerb, beschränkten Planungskapazi-
täten, Implementationsproblemen durch vertikale und horizontale Verflech-
tungen sowie Eigeninteressen der Implementeure konkret ablaufen und 
welche Logik sich wann durchsetzt, ist vielfach unerforscht. Dies ist wenig 
überraschend, da es erhebliche Feldzugangsprobleme gibt und wenig Inte-
resse existiert, Transparenz über die Realität von Beratungsprozessen her-
zustellen. 

Der Autor hatte nun seit dem Jahr 2004 die Gelegenheit, im Feld der 
Verwaltungspolitik der Länder zahlreiche Erfahrungen hinsichtlich der 
Verwendung und Wirkungsweise wissenschaftlicher Expertise zu machen.5 
In den Bundesländern ist insgesamt - und in den letzten Jahren vermehrt – 
eine hohe Bedeutung von Expertenwissen zu beobachten. Seit Mitte der 
1990er Jahre sind nach eigenen Recherchen mindestens 150 externe 
                                                           
4  Vgl. hierzu auch das das Konzept der Wissenspolitologie (Nullmeier 1993), in wel-

chem die Deutungshoheit über Wissen und Expertise als eine zentrale Machtressource 
im politischen Prozess verstanden wird.  

5  Auch wenn es hier im Folgenden empirisch nur um die Verwaltungspolitik der Länder 
geht, lassen sich die Kernaussagen zur Logik der Politikberatung auch auf die Bera-
tung von öffentlichen Organisation übertragen, wenngleich hier der Anteil der politik-
wissenschaftlichen Beratung möglicherweise etwas geringer ist als im Bereich der 
Verwaltungspolitik der Länder, da hier stärker die öffentliche Betriebswirtschaftslehre 
und Unternehmensberatungen ins Spiel kommen. 
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verwaltungswissenschaftliche Gutachten in Auftrag gegeben worden, so-
wie ca. 15 Enquetekommissionen im Feld der Verwaltungspolitik der Län-
der eingesetzt worden. Es dominieren dabei im Übrigen politikwissen-
schaftliche Stellungnahmen, diese sind aber auf wenige Personen be-
schränkt. Ein Grund für die intensive Nutzung von Expertenwissen ist, dass 
die Reformmaßnahmen, vor allem Gebiets- und Funktionalreformen, häu-
fig politisch sehr umstritten sind, und die Hinzuziehung von externem Wis-
sen helfen soll, die Legitimation der Maßnahmen abzusichern.6 

Zurückgegriffen wird im Folgenden zum einen auf die Literatur zur Po-
litikberatung (vgl. hierzu vor allem Weiss 1977, 1979; Weingart 2001; We-
wer 2003; Falk et al. 2006; Maytnz 2008; Voßkuhle 2007; Weingart/ Lent-
sch 2008; Schuppert 2008; Heidelberger Akademie der Wissenschaften)7 
und zur Verwaltungspolitik und zum anderen auf eigene Erfahrungen mit 
der Erstellung und Verwendung von Gutachten, Anhörungen in den Land-
tagen sowie der Arbeit von Enquetekommissionen in den Bundesländern 
Baden-Württemberg, Brandenburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Sachsen und Thüringen. Inhaltlich geht es dabei im Bereich der Gebiets- 
und Funktionalreformen insbesondere um die Rolle der staatlichen Mitte-
linstanzen (Regierungspräsidien, Bezirksregierungen), die Diskussion von 
Kommunalisierungsmöglichkeiten sowie um Kreis- und Gemeindezusam-
menschlüsse. Aufgabenfelder, die vertiefter betrachtet wurden, sind die 
Umweltverwaltung, die Straßenbauverwaltung, die Sozialverwaltung, die 
Schulaufsicht sowie die Regionalentwicklung und EU-Förderung. Gutach-
ten wurden dabei sowohl im Auftrag von Staatskanzleien oder Ministerien 
als auch im Auftrag von Stiftungen erstellt. Einladungen zu Anhörungen 
kamen sowohl von der SPD, der CDU, den GRÜNEN als auch der FDP.8 

Im Folgenden soll nun die Logik der Politikberatung im Feld der Ver-
waltungspolitik der Länder analysiert werden, indem danach gefragt wird, 
a) wie und wann die Experten ausgewählt werden, b) ob es Einflussversu-
che seitens der Auftraggeber der Expertise gibt und c) wie die Prozesse der 
Ergebnisverwendung verlaufen? 
Die zentrale These des Beitrags lautet, dass sich die Logik wissenschaftli-
cher Expertise mit der Logik politischer Entscheidungsrationalität 

                                                           
6  Gemeint ist hier die Throughput-Legitimität, also der Prozess der Entscheidungspro-

duktion als mögliche Quelle von Legitimität (Zürn 2011). 
7  Eine Zusammenfassung dieser allgemeinen Diskussion findet sich bei Bogumil/ Jann 

(2009: 181ff.), weshalb hier darauf verzichtet wird. Stattdessen wird in den einzelnen 
Ausführungen auf die relevante Literatur verwiesen. 

8  Hieran erkennt man schon, dass in Fragen der Verwaltungspolitik rein parteipolitische 
Erklärungsmuster wenig erklärungskräftig sind. 
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verkoppeln muss, damit wissenschaftliche Erkenntnisse überhaupt eine 
Chance haben, die Verwaltungspraxis zu verbessern. Dies erfordert die Be-
reitschaft von Wissenschaftlern, sich in die Entscheidungslogiken von Ver-
waltung und Politik einzudenken (und z.T. in dieser zu agieren), um über-
haupt in den Wahrnehmungshoriziont der Praxis vorzudringen. Dann be-
steht eine Chance, wissenschaftliche Argumente in politische Prozesse ein-
fließen zu lassen, wohlwissend, dass zumindest im Feld der Verwaltungs-
politik sich im Zweifel die Machtlogik durchsetzt. Dennoch hat gerade die 
Politikwissenschaft große Einflussmöglichkeiten, allerdings nutzt sie aus 
unterschiedlichsten Gründen ihre Beratungschancen bisher eher unzu-
reichend. 

Bevor in Kapitel 3 auf diese Logik der Politikberatung eingegangen wird, 
soll zunächst ein kurzer Überblick über den Stand und Inhalt der Verwal-
tungsreformen auf Länderebene gegeben werden (Kapitel 2). Abschließend 
wird die Frage gestellt, warum es eine gewisse Zurückhaltung von Teilen 
der Politikwissenschaft im Bereich der Politikberatung gibt (Kapitel 4). 

2. Neuere Verwaltungsreformen in den Bundesländern 

Im deutschen Verwaltungsföderalismus nehmen die Bundesländer die zent-
rale Rolle als Vollzugsebene für Bundes- und Landesgesetze ein. Dies zeigt 
sich auch daran, dass sie mit einem Anteil von ca. 50 % das Gros der über 
4 Mio. Beschäftigten im öffentlichen Dienst in Deutschland stellen. Der 
Bund kommt hier nur auf einen Anteil von knapp 10 %. Insofern ist Ver-
waltungspolitik, also die Modernisierung der Verwaltungsstrukturen 
und -verfahren, vor allem eine Angelegenheit der Länder und der – staats-
rechtlich zu den Ländern zählenden – Kommunen (Ebinger/ Bogumil 
2016). 

Seit der Nachkriegszeit gab es immer wieder Ansätze und Vorstöße, den 
hergebrachten Verwaltungsaufbau zu ändern, zu optimieren und effizienter 
zu gestalten, allerdings lange Zeit ohne durchgreifendem Erfolg (Bogumil/ 
Jann 2009). Nach der deutschen Einigung mussten vor allem die ostdeut-
schen Bundesländer ihre Verwaltungsstrukturen an die westdeutschen Vor-
bilder anpassen. Seit Beginn des 21. Jahrhunderts jedoch intensivieren alle 
Landesregierungen ihre Reformanstrengungen mit – gemessen am Ausmaß 
und der Intensität der Veränderungen – überraschendem Erfolg (vor allem 
in Baden-Württemberg und Niedersachsen im Jahr 2005). Alle Länder be-
mühen sich in Zeiten zunehmender Haushaltskonsolidierung um eine Kon-
zentration und Straffung der unmittelbaren staatlichen Verwaltung. Auch 
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die ostdeutschen Flächenländer mussten nach der ersten Phase von Refor-
men in den 1990er Jahren aufgrund des demografischen Wandels und der 
Veränderung der Finanzausstattung (durch die Reduzierung und dann den 
Wegfall des Solidaritätszuschlages zum Jahr 2019) in eine zweite Verwal-
tungsreformphase eintreten (vgl. ausführlich Ebinger/ Bogumil 2016). 
Überblicksartig hat es in den folgenden Bundesländern in den letzten Jahren 
umfassende Verwaltungsreformen gegeben: 

In Baden-Württemberg setzte eine Koalition von CDU und FDP zum 
1.1.2005 eine umfassende Funktionalreform zur Stärkung der konzentrier-
ten Dreistufigkeit in Kraft. Es kam zu einem Abbau, der Zusammenlegung 
oder Eingliederung von 350 Sonderbehörden in die Regierungspräsidien o-
der Landkreise, von dem ca. 20.000 Mitarbeiter betroffen waren. Eine Ge-
bietsreform fand nicht statt, für den Landeshaushalt ergab sich eine Einspar-
rendite von 20 % bezogen auf das betroffene Personal (vgl. hierzu Hesse 
2002; Bogumil/ Ebinger 2005; Innenministerium Baden-Württemberg 
2007; Benz/ Suck 2007; Bauer u.a. 2007; Ebinger 2009; Richter 2010; Rich-
ter/ Kuhlmann 2010; Richter 2012; Bogumil et al. 2016; Bogumil et al. 
2017). 

In Niedersachsen setzte eine Koalition von CDU und FDP zum 1.1. 2015 
eine umfassende Funktionalreform zur Herstellung der Zweistufigkeit in 
Kraft. Die vier Bezirksregierungen wurden abgeschafft. Es kam zu einer 
Zusammenlegung oder Verlagerung von 121 Sonderbehörden. Eingespart 
werden sollten 6.000 Stellen, ob dies gelungen ist, ist bis heute unklar. Eine 
Gebietsreform fand nicht statt (vgl. Hesse 2004; Bogumil 2007; Bogumil/ 
Kottmann 2007; Hesse et al. 2010; Bogumil/ Ebinger 2012b). 2014 hat die 
rot-grüne Landesregierung als Reaktion auf die Abschaffung der Bezirks-
regierung vier Ämter für regionale Landesentwicklung eingerichtet (vgl. 
Bogumil/ Seuberlich 2016a; Bogumil/ Seuberlich 2016b; Grohs 2016). 

In Sachsen-Anhalt kam es unter einer großen Koalition 2007 zu einer 
umfassenden Gebietsreform mit einer Reduzierung der Landkreise und 
kreisfreien Städte (11+3 statt 21+3) und einer starken Reduzierung auf der 
Gemeindeebene (von 1033 auf 218). 2004 und 2009 wurden ebenfalls 
Funktionalreformen beschlossen, die im Bereich der Kommunalisierung e-
her zurückhaltend ausfielen (vgl. Gundelach 2013). 

In Sachsen trat unter einer CDU/ SPD Regierung 2008 eine umfassende 
Gebiets- und Funktionalreform in Kraft. Nachdem schon 1998 die Gemein-
deebene reformiert wurde, kam es nun zu einer Reduzierung der Landkreise 
und kreisfreien Städte (10+3 statt 22+7) und zu einer starken Kommunali-
sierung (betroffen waren ca. 8.000 Mitarbeiter). Die Regierungspräsidien 
wurden in Landesdirektionen umbenannt und leicht geschwächt. Erzielt 
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werden sollte eine Effizienzrendite bei den Kommunen in Höhe von 29,4 
% bis 2014 für die übertragenen Aufgaben. Die Durchsetzung der Gebiets-
reform wurde erst durch die umfassende Kommunalisierung ermöglicht, da 
die Zustimmung zur Gebietsreform durch die kommunalen Spitzenver-
bände explizit mit dem Ausmaß der Kommunalisierung verkoppelt war. 

In Mecklenburg-Vorpommern kam es 2011 unter einer großen Koalition 
im zweiten Anlauf, nachdem im Jahr 2006 die erste Reform unter einer rot-
roten Regierung vom Landesverfassungsgericht gestoppt wurde9, zu einer 
Gebietsreform auf Kreisebene. Hier wurden die flächenmäßig größten 
Kreise im Bundesgebiet geschaffen (häufig als Regionalkreise bezeichnet). 
Es kam zu einer Reduzierung der Landkreise und kreisfreien Städte (6+2 
statt 12+6), allerdings nur zu einer vorsichtigen Funktionalreform (Kom-
munalisierung von 200 Stellen). Die Ebene der Gemeinden wurde nicht ver-
ändert (vgl. Mehde 2007; Hesse et al. 2008; Bogumil/ Ebinger 2008; Hesse 
2009; Gayl 2010; Lenz 2013; Hesse 2015). 

In Brandenburg gibt es seit 2012 eine intensive Diskussion über die Ge-
biets- und Funktionalreform. Die rot-rote Regierung hat 2016 ein Vor-
schaltgesetz erlassen und ist im Moment (Mai 2017) dabei Gesetze zur Ge-
biets- und Funktionalreform in den Landtag einzubringen. Vorgesehen ist 
eine Reduzierung der Landkreise und kreisfreien Städte (ursprünglich 9+1, 
neuerdings 11+1 statt 14+4) und Kommunalisierungen von Landesaufga-
ben im mittleren Umfang (vgl. Proeller/ Siegel 2010; Bogumil/ Ebinger 
2012a; Kuhlmann et al. 2012; Bogumil/ Ebinger 2013; Landtag Branden-
burg, EK5/2 2013; Gebhardt 2013; Westphal et al. 2013, Bogumil/ Kintzin-
ger/ Mehde 2014; Kuhlmann et al. 2017). Waren zur Zeit der Enquetekom-
mission die Oppositionsfraktionen von FDP und CDU und auch Teile der 
kommunalen Spitzenverbände noch reformbereit, so versuchen sie mittler-
weile (mit faktischer Unterstützung der AfD) ein Volksbegehren auf Lan-
desebene gegen die Reformpläne durchzusetzen. 

In Thüringen hat die rot-rot-grüne Landesregierung im Jahr 2016 ein 
Vorschaltgesetz zur Gebiets- und Funktionalreform erlassen und ist dabei 
(Stand: Mai 2017) ein Gesetz zur Neugliederung der Kreisebene in den 
Landtag einzubringen. Vorgesehen ist eine Reduzierung der Landkreise und 
kreisfreien Städte (ursprünglich 8+2, neuerdings 8+4 statt 17+6) und eine 
deutliche Reduzierung der Zahl der Gemeinden. Im Bereich der Gemeinde-
reform ist jedoch zunächst eine Freiwilligkeitsphase vorgeschaltet. Das 
Ausmaß an Funktionalreformen ist zur Zeit noch unklar (vgl.Hesse 2014; 
                                                           
9  Geplant waren 5 Regionalkreise sowie die Kommunalisierung von 1.500 Stellen. Kri-

tisiert wurde vom Landesverfassungsgericht die »unzureichender Berücksichtigung 
der Belange ehrenamtlich ausgeübter kommunaler Selbstverwaltung«. 
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Bogumil 2016). War die CDU in der Vorgängerregierung noch für eine Ge-
bietsreform so versucht sie mittlerweile mit der FDP (und mit faktischer 
Unterstützung der AfD) ein Volksbegehren auf Landesebene gegen die Re-
formpläne durchzusetzen. 

Deutlich wird, dass wir es im Kern mit Funktional- und Gebietsreformen 
zu tun haben, wobei letztere bisher nur in Ostdeutschland zu beobachten 
sind. Versucht man bei aller Unübersichtlichkeit in den 13 Flächenländern 
die Verwaltungsstrukturen zu typisieren, so lassen sich zwei Reformmo-
delle unterscheiden, die Konsequente Zweistufigkeit und die Konzentrierte 
Dreistufigkeit (vgl. Tabelle 2-1). Nicht alle der jeweils aufgeführten Länden 
orientieren sich allerdings in allen Aspekten an diesen Reformmodellen. 

Eine zweistufige Verwaltung ohne allgemeine Mittelinstanz findet sich 
(mit der Ausnahme von Niedersachsen) vornehmlich in den einwohnermä-
ßig kleinen Bundesländern (unter 3 Mio. Einwohner, Ausnahmen Sachsen-
Anhalt und Thüringen).10 Hier wird versucht, die durch das Fehlen der Mit-
telinstanzen in stärkerem Ausmaß vorhandenen Sonderbehörden durch Zu-
sammenführung (Konzentration) oder Umwandlung in Landesbetriebe zu 
reduzieren. Zudem wird eine Rückführung des Umfangs der unteren Lan-
desverwaltung angestrebt. Dies geschieht durch ihre Integration in obere 
Landesbehörden oder indem Aufgaben auf Kommunen und Kreise verla-
gert werden. 

In den meisten Bundesländern (vor allem den größeren Bundesländern 
mit Ausnahme Niedersachsen) dominiert dagegen eine dreistufige Verwal-
tung. Allerdings gibt es verschiedenste Formen von staatlichen Mitte-
linstanzen. Weder ihre Aufgaben noch ihre Einbindung in die Verwaltungs-
struktur sind bundesweit einheitlich. Es lassen sich drei Modelle unterschei-
den: der dreistufige Aufbau mit Landesverwaltungsämtern in Sachsen-An-
halt und Thüringen, der dreistufige Aufbau mit funktionalem Aufgabenzu-
schnitt in Rheinland-Pfalz und der dreistufige Aufbau mit regional ausge-
richteten Mittelinstanzen in Hessen, Baden-Württemberg, Bayern, Sach-
sen11 und Nordrhein-Westfalen. In allen drei Modellen wird versucht, eine 

                                                           
10  In Deutschland existiert ein Mischsystem aus Gebiets- und Aufgabenorganisations-

modell, ursprünglich mit dem Vorrang der Gebietsorganisation, in dem Sinne, dass 
»nach Möglichkeit der größere Teil der öffentlichen Aufgaben vor Ort und auch 
noch auf der mittleren Ebene gebündelt (wird; der Verf.), es aber für bestimmte Auf-
gaben eine spezielle Organisation (gibt)« (Ellwein 1993: 166). Der zweistufige Ver-
waltungsaufbau stärkt eher die Fachverwaltung, der dreistufige eher die allgemeine 
Verwaltung. 

11  Die drei Regierungspräsidien wurden 2008 in Landesdirektionen umbenannt. Diese 
wurden zum 1.3.2012 formal zur (weiterhin regional strukturierten) Landesdirektion 
Sachsen zusammengefasst. 
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weitgehende Konzentration staatlicher Aufgabenwahrnehmung auf der 
Mittelebene (staatliche Bündelung) vorzunehmen, indem insbesondere die 
Aufgaben der unteren Landesbehörden hierhin verlagert – oder kommuna-
lisiert werden. Durch diese Integration ist häufig sogar ein Aufgabenzu-
wachs auf der Mittelebene zu beobachten (z. B. in Baden-Württemberg). 

Neben den Verwaltungsstrukturen auf Landesebene sind die kommuna-
len Gebietsstrukturen von großer Bedeutung im Bereich der Verwaltungs-
politik, insbesondere für die Frage einer möglichen Kommunalisierung von 
Landesaufgaben (manchmal als Gegengeschäft für veränderte Gebiets-
strukturen). Hier gibt es eine erhebliche Varianz im Bundesländervergleich 
(vgl. Tabelle 2-2).12 

In Bayern gibt es mit den sieben kommunalen Bezirken parallel zu den 
sieben staatlichen Regierungspräsidien eine Sonderkonstruktion auf kom-
munaler Ebene. Die Bezirke erfüllen Aufgaben, die über die Zuständigkeit 
oder das Leistungsvermögen der Landkreise bzw. kreisfreien Städte hinaus-
gehen (Träger von psychiatrischen Fachkliniken, Förder- und Berufsschu-
len, regionaler Kulturarbeit, Aufgaben im Umweltbereich). Dies erklärt 
zum Teil die Kleinteiligkeit der bayerischen Landkreise. 

Deutlich wird die Varianz z. B. an den Landkreisen. Von den 295 Land-
kreisen in Deutschland haben 244 mindestens 100.000 Einwohner, daneben 
gibt es über 100 Kreise mit mindestens 200.000 Einwohnern, der Durch-
schnittswert beträgt 193.000 Einwohner in Westdeutschland und 162.000 
in Ostdeutschland. Die Landkreise in Thüringen sind mit durchschnittlich 
95.000 Einwohnern insgesamt bundesweit am kleinteiligsten, hier finden 
sich 10 Landkreise mit unter 100.000 Einwohnern. Insgesamt liegen die 
Einwohnerzahlen der Thüringer Landkreise ca. 40 % unter dem Durch-
schnitt der ostdeutschen Bundesländer. Ähnliches gilt für die Einwohner-
zahlen der kreisfreien Städte. Sie liegen um 47 % unter dem Durchschnitt 
der neuen Bundesländer und 64 % unter dem Durchschnitt der alten Bun-
desländer. Dies ist ein Grund für einen dringenden Reformbedarf in Thü-
ringen; in Thüringen selbst wird aber diese Kleinteiligkeit der Gebietsstruk-
turen im Bundesländervergleich z.T. nicht als Problem wahrgenommen. 

Auch im Bereich der durchschnittlichen Größe und der Anzahl von Ge-
meinden gibt es eine erhebliche Varianz zwischen den Bundesländern, die 
zum einen historisch bedingt ist und zum anderen Ergebnis unterschiedlich 

                                                           
12 Faktisch variiert die Spannbreite zwischen acht und 12 Ministerien einschließlich der 

Staatskanzlei. Dies hängt nicht nur mit Größe des Bundeslandes zusammen, bedenkt 
man, dass Nordrhein-Westfalen und Hamburg über jeweils 12 Ministerien und Ba-
den-Württemberg und Berlin über jeweils 11 Ministerien verfügen. Acht Ministerien 
gibt es in Bremen, dem Saarland und Schleswig-Holstein. 
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stark durchgeführter Gebietsreformen. In Westdeutschland wurden kommu-
nale Gebietsreformen mit dem Ziel der Schaffung leistungsfähiger Verwal-
tungseinheiten in den 1970er Jahren durchgeführt (vgl. hierzu Thieme/ Un-
ruh/ Scheuner 1981; Bogumil 2016). Auch in den östlichen Bundesländern 
kam es nach der deutschen Vereinigung in den Jahren bis 1994 zu Gebiets-
reformen (vgl. Frenzel 1995), allerdings wurde die Zahl der Gemeinden 
nicht so drastisch reduziert wie in den westdeutschen Ländern 30 Jahre zu-
vor (Reduktion um 21 %, in Westdeutschland waren es 65 %). Nach dieser 
ersten etwas zögerlichen Phase ergab sich aufgrund der schwierigen Lage 
öffentlicher Haushalte vor dem Hintergrund der kommenden Schulden-
bremse, des demografischen Wandels und der anhaltenden Strukturschwä-
che mancher Regionen eine Nachsteuerungsnotwendigkeit. In Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und in Mecklenburg-Vorpommern (nur Kreisebene) ist es 
daher ab 2007 zu einer zweiten Welle von Gebietsreformen (Kreis- und Ge-
meindefusionen) gekommen, in Brandenburg und Thüringen befindet man 
sich im Gesetzgebungsprozess (Stand: Mai 2017). Auch hier ist das Ziel, 
kommunalpolitisches Handeln in großräumigeren Strukturen zu verankern, 
um dadurch Synergieeffekte zu erzeugen und Effektivitätspotenziale zu akt-
vieren (zur Diskussion um die Wirkungen von Gebietsreformen vgl. 
Bogumil 2016: 34-45; Kuhlmann et al. 2017). 
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Tabelle 2-1:  
Reformmodelle auf Landesebene 

Verwaltungsebene 
Konsequente 
Zweistufigkeit 

Konzentrierte 
Dreistufigkeit 

Landesregierung 
(Staatskanzleien, 
Fachministerien) 

acht Ministerien 
(in der Regel: Staatskanzlei, Innenministerium, Finanzmi-
nisterium, Justizministerium, Wirtschaftsministerium, So-
zial-/ Arbeitsministerium, Kultus-/ Wissenschaftsministe-
rium; Landwirtschafts-/ Verbraucher- /Umweltministerium 

Obere Verwaltungsebene 
(Landesoberbehörden, 
Landesbetriebe) 

Konzentration 
Reduzierung, Verlagerung 
in allgemeine 
Mittelinstanzen 

 
Mittlere Verwaltungsebene 
(Regierungspräsidien, 
fachliche Mittelinstanzen) 

( ) 
Integration von Aufgaben 
der oberen und unteren Ver-
waltungsebene 

 
Untere Verwaltungsebene 
(untere Behörden 
und nachgeordnete 
Einrichtungen) 

Konzentration und Redu-
zierung durch Kommunali-
sierung, jedoch weiterhin 
starke Präsenz 

Weitestgehende Reduzie-
rung durch Verlagerung in 
Mittelinstanz und Kommu-
nalisierung 

 
Kommunale Kreisstufe 
(Landkreise, kreisfreie Städte 
bzw. Stadtkreise) 

Aufgabenübernahme staatlicher Aufgaben, 
ggf. Gebietsreformen 

 
Kreisangehörige Kommunen 
(Städte, Gemeinden, 
Ämter, Verbands-/ Samt- 
gemeinden, Verwaltungs- 
gemeinschaften) 

Kapazitätssteigerung für Aufgabenübernahme, ggf. Ge-
bietsreformen, Bildung von Einheitsgemeinden, Interkom-
munale Zusammenarbeit (IKZ) 

Länderzuordnung 

Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Nie-
dersachsen, Saarland, 
Schleswig-Holstein 

Bayern, Baden-Württem-
berg, Hessen, NRW, Rhein-
land-Pfalz, Sachsen, Sach-
sen-Anhalt, Thüringen 

Quelle: Überarbeitung von Ebinger/ Bogumil 2016 
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Tabelle 2-2:  
Gebietsstrukturen in den Flächenländern 
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3. Die Logik der Politikberatung  

3.1. Auswahl der Experten  

Die Auswahl des Experten ist abhängig von der Fragestellung, dem Ange-
bot an Experten und den Findungsprozessen in den Ministerien. Von der 
Fragestellung hängt es ab, welche Fachdisziplin der Verwaltungswissen-
schaft ausgewählt wird. Die Juristen in diesem Feld beschäftigen sich fast 
ausschließlich mit Fragen der Rechtmäßigkeit von bestimmten Maßnahmen 
und äußerst selten mit Empfehlungen für bestimmte verwaltungspolitische 
Maßnahmen. Die Generierung von Vorschlägen für bestimmte Maßnahmen 
im Bereich der Funktionalreform oder der Gebietsreform auf der Basis von 
empirischen Befunden ist vor allem die Aufgabe der Politikwissenschaft 
und mitunter die von Ökonomen. Auch wenn das Angebot an politikwis-
senschaftlichen Experten in diesem Feld begrenzt ist, sind weit über die 
Hälfte der oben angesprochenen Gutachten von Politikwissenschaftlern er-
stellt worden. 

Erkenntnisse über die Findungsprozesse in den Ministerien oder Staats-
kanzleien sind schwierig zu erheben. Mein persönlicher Eindruck ist hier, 
dass es sich um eine Mischung aus Zufall und Planung handelt. Mit Zufall 
ist gemeint, dass die Auswahl des Experten mitunter davon abhängt, wen 
der mit der Auswahl beauftragte Mitarbeiter gerade kennt oder von wem er 
über andere gehört hat. Eine systematische Analyse, wer zu dem zu unter-
suchenden Thema bisher wirklich gearbeitet hat, muss nicht die Regel sein. 
Wichtiger scheint mir stattdessen ein gewisses Grundvertrauen in die Per-
son zu sein, worauf auch immer dieses basiert (persönliches Kennen, wobei 
das in ganz anderen Aufgabenfelder der Fall gewesen sein kann; Empfeh-
lungen von Personen oder Interessenverbänden, denen man vertraut; das 
Ansehen der Person, etc.). 

Hat man einen oder mehrere potentielle Gutachter ausgewählt, findet in 
der Regel ein erstes informelles Screening statt, in welchem je nach Frage-
stellung auch eruiert wird, ob der betreffende Experte nicht möglicherweise 
zu für das Ministerium schwierigen Ergebnissen kommen kann. Dieses 
Vorabscreening kann aber immer nur auf einer sehr allgemeinen Ebene 
stattfinden. Will man z. B. eine angestrebte Gebietsreform begleiten, ver-
gewissert man sich anhand der vorhandenen Schriften oder durch das Ge-
spräch, ob der Gutachter die Maßnahme an sich für sinnvoll hält. Damit ist 
noch überhaupt nicht geklärt, wie die konkrete Ausgestaltung aussieht, also 
welche Kreisgrenzen werden gezogen, welche Städte eingekreist werden, 
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wer Kreisstadt wird, etc. Insofern besteht immer ein nicht unerheblicher 
Gestaltungsspielraum, der sich nicht vorab kontrollieren lässt. Zudem kann 
es im Vorfeld im Falle noch ausstehender empirischer Erhebungen (z. B. 
Mitarbeiterbefragungen) ohnehin keine Sicherheit über den Gutachtenin-
halt geben, da man diese Ergebnisse noch nicht kennen kann. Hier setzt nun 
das oben erwähnte »Vertrauen« in die Person des Gutachters ein, dass hier 
in verantwortlicher Weise mit den Ergebnissen umgegangen wird (zur Er-
gebnisverwendung vgl. 3.3.). 

Parteipolitik spielt bei der Auswahl der Gutachter im Übrigen keinerlei 
Rolle. Zum einen lassen sich die wissenschaftlichen Gutachter nicht zuord-
nen, zum anderen und wichtiger jedoch ist, dass dieses Kriterium auch von 
der Praxisseite aus nicht als zentral angesehen wird. Dies liegt sicher auch 
daran, dass Entscheidungen im Bereich der Verwaltungspolitik nicht auf 
parteipolitische Vorlieben zurückführen sind13 (vgl. Ebinger/ Bogumil 
2016), wie dies z. B. in der Schulpolitik der Fall ist. 

Insgesamt scheint mir die Auswahl der Experten nicht das Ergebnis eines 
weitgehend rationalen und gezielten Planungsprozesses in den Ministerien 
zu sein, sondern eher eines begrenzt rationalen Prozesses, der auf einer Mi-
schung aus Zufall und Planung beruht. 

3.2. Zeitpunkt der Expertise  

Die Antwort auf die Frage, wann auf Expertenwissen zurückgegriffen wird, 
ist zunächst eigentlich simpel, nämlich dann, wenn es benötigt wird. Die 
Frage ist jedoch, was heißt »benötigt« genau. Benötigt im Sinne zusätzli-
cher Informationen, die bisher nicht vorlagen oder benötigt im Sinne einer 
externen Bestätigung dessen, was man im Ministerium im Kern ohnehin 
schon weiß. Zwar gibt es durchaus Fälle und fast immer auch Teilbereiche, 
wo wirklich neues Wissen benötigt wird, allerdings ist auch der zweite Fall 
nicht selten. Manchmal ist das Wissen zu den möglichen verwaltungspoli-
tischen Neuordnungsmaßnahmen schon in den federführenden Ministerien 
vorhanden, wenngleich nicht immer in systematisierter Form. Benötigt wird 
dieses Wissen aber auch aus machtpolitischen Gründen nochmals aus der 
Hand eines externen Experten und dies möglichst zu einem bestimmten 

                                                           
13  Das prominenteste Beispiel dafür ist, dass zum Jahr 2005 zeitgleich jeweils eine 

schwarz-gelb regierte Landesregierung in Baden-Württemberg und in Niedersach-
sen große Verwaltungsstrukturreformen in völlig konträrer Ausrichtung vornahmen 
(einmal Abschaffung der Bezirksregierungen, das andere Mal die explizite Stärkung 
der Regierungspräsidien). 
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Zeitpunkt. Dabei geht man davon aus, dass die Glaubwürdigkeit der Argu-
mente erhöht wird, wenn sie extern bestätigt werden, was in der Regel auch 
zutrifft. Auf jeden Fall müssen sich die Gegner des Vorhabens intensiver 
mit diesen Argumenten auseinandersetzen, da sie über das Ansehen des 
Wissenschaftlers eine gewisse Akzeptanz in der Öffentlichkeit haben. Es 
gibt zudem auch Fälle, in denen es politisch opportun ist, dass ein Wissen-
schaftler eine kontroverse Debatte, z. B. Kreisgebietsreformen, eröffnet. 

Am Beispiel der Enquetekommission »Kommunal- und Landesverwal-
tung – bürgernah, effektiv und zukunftsfest – Brandenburg 2020« in Bran-
denburg konnte man beobachten, wie es gelang, dass sich parteipolitische 
Blockaden durch die Hinzuziehung wissenschaftlicher Expertise auflockern 
ließen (vgl. hierzu Westphal 2014). Hintergrund der Gutachtenvergabe war 
die Notwendigkeit aus der Sicht der Landesregierung, die in Brandenburg 
bestehenden Gebietsstrukturen auf der Ebene der 14 Landkreise und der 
vier kreisfreien Städte (50.000 bis 200.000 Einwohnern) aufgrund des star-
ken demographischen Wandels und der veränderten Finanzensituation zu 
reduzieren. Die kommunalen Spitzenverbände verbanden dies mit der Dis-
kussion von Aufgabenverlagerungen auf die kommunale Ebene. 

Da diese Notwendigkeit politisch zwar einerseits von vielen prinzipiell 
eingesehen wird, aber dennoch politisch hochbrisant ist, war es nicht mög-
lich, eine rationale Diskussion über die konkreten Modalitäten zu starten. 
Eine erste Arbeitsgruppe der Enquetekommission, in welcher faktisch nur 
die kommunalen Spitzenverbände vertreten waren, kam zu dem Ergebnis, 
dass eine überaus umfangreiche Kommunalisierung anzustreben wäre. Die-
ser Aufgabenkatalog stieß in den Ministerien auf Unverständnis. In dieser 
Situation wurde durch die Enquetekommission ein externes wissenschaftli-
ches Gutachten zur Frage, welche Aufgaben unter welchen Gebietsbedin-
gungen kommunalisierbar sind, vergeben. Mit der Vorlage des Gutachtens 
(vgl. Bogumil/ Ebinger 2012a) wurde die eher festgefahrene Situation im 
Rahmen der Enquetekommission neu eröffnet. Wichtig war dabei, dass das 
wissenschaftliche Gutachten unterschiedliche Modellvarianten präsentierte 
(zwischen 5 und 12 Landkreise), so dass Politik und Verwaltung noch 
Handlungs- und Gestaltungsspielräume blieben. Zudem wurde die Frage 
nach möglichen Kommunalisierungsbereichen differenziert beantwortet 
und mit der Frage der Gebietsstrukturen gekoppelt. Im Ergebnis beschloss 
die Enquetekommission weitgehend parteiübergreifend einen Korridor von 
7-10 Landkreisen und ein differenziertes Vorgehen bei der Aufgabenverla-
gerung. 

Deutlich wird hier, dass Legitimation durch Expertenwissen nur so lange 
hilfreich ist, wie dies nicht direkt oder indirekt die Legitimation der anderen 
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beteiligten Akteure infrage stellt. Der Politik muss immer eine gewisse Ent-
scheidungsfreiheit überlassen bleiben, deshalb empfiehlt es sich in der Re-
gel, in verschiedenen Handlungsoptionen zu denken. Voraussetzung für den 
»Erfolg« der wissenschaftlichen Expertise war hier jedoch, dass prinzipiell 
eine Lösung politisch gewollt war und nachgefragt wurde. »Politisch« un-
gefragtes Expertenwissen schafft dagegen weder Legitimation für den Ex-
perten noch zusätzliche Legitimation für ein politisches Gremium. 

3.3. Beeinflussung der Expertise  

Eines der größten Vorurteile über und zugleich das oft bemühte Totschlag-
argument gegen wissenschaftliche Gutachten ist, dass die Ergebnisse in der 
Regel bestellt14 sind, d.h. ein unmittelbarer Einfluss auf die Gutachter ge-
nommen wird (vgl. hierzu auch Voßkuhle 2007 für den Bereich der Staats-
rechtlehre). Meine Erfahrungen im Bereich der Verwaltungspolitik sind 
gänzlich andere, direkte Einflussnahme gibt es so gut wie nie. 

Dies liegt vor allem an der inhaltlichen und finanziellen Unabhängigkeit 
wissenschaftlicher Gutachter aus dem Hochschulbereich, die allen Seiten 
bekannt ist. Solange man mit derartiger Gutachtertätigkeit keine größeren 
Institute finanzieren muss und dadurch möglicherweise auf Folgeaufträge 
angewiesen ist, ist die persönliche Unabhängigkeit von Professoren eine 
Gewähr für das Nichteinmischen in den Inhalt des Gutachtens. Man kann 
sich diese Unabhängigkeit im Übrigen auch vertraglich zusichern lassen 
(was man eigentlich immer tun sollte). Das Schlimmste, was dann passieren 
kann ist, dass das Gutachten nicht veröffentlicht wird.15 Aber auch das ist 
schwierig, wenn allgemein bekannt ist, dass ein Gutachten in Auftrag gege-
ben wurde. Man kann aber generell einen unkündbaren Universitätsprofes-
                                                           
14  Ein gutes Beispiel hierfür aus eigenem Erleben: Bei dem Versuch der Vorstellung 

eines Gutachtens in einem Ausschuss eines Bundeslandes stellte ein Abgeordneter 
der Oppositionsfraktionen den Antrag, die Präsentation des Gutachtens von der Ta-
gesordnung zu setzen, da zunächst zu klären sei, ob das Gutachten rechtmäßig ver-
geben sei. Zudem müsse man die Argumente auch gar nicht hören, da ja bekannt sei, 
dass der Gutachter enge Beziehungen in die Staatskanzlei habe. Die Ausschuss-
mehrheit lehnte den Antrag ab und das Gutachten wurde vorgestellt. Die Opposition 
beteiligte sich aber nicht mehr an der Diskussion. 

15  In den letzten Jahren gab es bei eigenen Gutachten einmal den Fall, dass vom Auf-
traggeber ernsthaft erwogen wurde, das fertiggestellte Gutachten nicht zu veröffent-
lichen, da man Angst hatte, dass dadurch ein bevorstehender Wahlkampf belastet 
wird. Allerdings entschied man letztlich, dass der Schaden einer Nichtveröffentli-
chung eines angekündigten Gutachtens größer sei als hierin enthaltene Kritikpunkte, 
die auf das Ministerium zurückfallen könnten. 
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sor mit Forschungsfreiheit nicht zwingen, etwas gegen seine inhaltliche 
Überzeugung zu schreiben. 

Sollte das Gefühl entstehen, dass man politisch beinflussbar ist, wird die 
wichtigste Ressource eines Wissenschaftlers tangiert, nämlich nach bestem 
Wissen und Gewissen auf der Basis empirischer Erkenntnisse zu nachvoll-
ziehbaren Aussagen zu kommen. Insofern wäre es aus der Sicht des Wis-
senschaftlers ein großer Fehler, wenn er Anlass zu einer solchen Vermutung 
gäbe. Der oben erwähnte gute Ruf wäre erheblich gefährdet und würde auch 
die mit dem Gutachten in der Regel beabsichtige höhere Legitimation nach 
außen gefährden. Insofern macht es auch aus der Sicht der Auftraggeber 
keinen Sinn, den Eindruck zu erwecken oder zu fördern, man könne dem 
Gutachter die Ergebnisse vorschreiben. Insofern ist es nicht verwunderlich, 
dass ich es in der Praxis nie erlebt habe, dass Ministerialbeamte, Staatssek-
retäre oder Minister mich aufgefordert haben, etwas in ihrem Sinne umzu-
schreiben.16 

Wenn es also keine direkte Einflussnahme auf Gutachtertätigkeit gibt, 
bedeutet das, dass man in den Ministerien Gefahr läuft, sich ein gegenüber 
den eigenen Absichten völlig konträres Gutachten einzuhandeln? Meistens 
nicht, wenn man die inhaltlichen Auffassungen des Gutachters vorher zu-
mindest reflektiert hat. So ist den Eingeweihten in der Regel schon klar, 
welcher Wissenschaftler z. B. eher die Existenz von allgemeinen Mitte-
linstanzen in den größeren Flächenländern befürwortet oder wer gewisse 
Gebietsgrößen auf Gemeinde- oder Kreisebene als sinnvoll erachtet. Damit 
ist bei weitem nicht vollständig geklärt, wie die Fragestellungen in dem 
konkreten Fall beantwortet werden, da immer auch die Besonderheiten des 
Bundeslandes (z. B. Einwohnerdichte, Fläche, historische Bezüge und Tra-
ditionen) berücksichtigt werden müssen, aber es lassen sich ganz große 
Überraschungen vermeiden. 

3.4. Logik der Ergebnisverwendung  

In politischen Entscheidungsprozessen gibt es immer eine Vermischung der 
Logik wissenschaftlicher Expertise und der Logik politischer Entschei-
dungsrationalität (vgl. auch Voßkuhle 2007). Bei der Frage, welche wissen-

                                                           
16  Das heißt nicht, dass man nicht im Vorfeld der Gutachtenabgabe Vorbesprechungen 

zu den Inhalten des Gutachtens vornimmt, damit der Auftraggeber entsprechend po-
litisch reagieren kann. Diese Vorbesprechungen sind aber auch aus der Sicht des 
Wissenschaftlers wichtig, um die Argumente vor der Veröffentlichung kritisch ge-
genlesen zu lassen. 
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schaftlichen Erkenntnisse in den Handlungsrahmen der Akteure der Ver-
waltungspolitik aufgenommen werden, dominiert nach meinen Erfahrun-
gen immer die Logik der Mehrheitsbeschaffung bzw. Mehrheitssicherung. 
Dies hat zweierlei Konsequenzen. Zum einen geht es dabei um die Vermitt-
lung der wissenschaftlichen Ergebnisse und zum anderen um das Verständ-
nis, dass im Zweifelsfall auch inhaltlich prinzipiell als sinnvoll erachtete 
Maßnahmen sich der Machtlogik unterordnen müssen. 

Bezogen auf die Vermittlung der wissenschaftlichen Ergebnisse sollten 
Wissenschaftler erstens darauf achten, dass sie keine Handlungsvorschläge 
entwickeln, die nicht durchsetzbar oder unfinanzierbar sind. Beides sind ab-
solute Totschlagkriterien für Politiker, da sie dann für ihren Handlungsrah-
men irrelevant sind. 

Zweitens ist es sinnvoll, politische Handlungsrestriktionen in Gutachten 
offen zu benennen, damit keine Missverständnisse entstehen. Wenn also der 
Auftrag gegeben wurde, Optimierungsmöglichkeiten im bisherigen Zustän-
digkeitssystem zu formulieren, obwohl bestimmte Einwohnerleitwerte für 
Gebietsreformen schon gesetzlich vorgegeben sind, dann muss man sich 
vorher überlegen, ob man dies akzeptieren kann oder ob es zu sehr ein-
schränkt. Wenn man das Gutachten dann übernimmt, dann sollte man sich 
auch daranhalten. 

Zum dritten ist es wichtig, Vorschläge so zu formulieren, dass sie ver-
standen werden und auch Nichtfachleuten in kurzer Zeit erklärbar sind. Dies 
erfordert eine gewisse Kürze und zwingt mitunter zur Vereinfachung, aber 
Entscheidungen werden in der Regel unter Reduzierung von Komplexität 
gefällt oder sie werden gar nicht gefällt. 

Viertens schließlich ist es sinnvoll, möglichst verschiedene Hand-
lungsoptionen mit den jeweiligen Vor- und Nachteilen zu betrachten, damit 
die dafür legitimierte Politik unter diesen wählen kann. Dies schließt nicht 
aus, dass der Gutachter eine begründete Präferenz aus seiner Sicht formu-
liert. Faktisch ergibt sich jedoch aus einem Gutachten nahezu nie identisch 
ein späterer Gesetzgebungsentwurf. 

Berücksichtigt man diese Punkte, so stehen die Chancen nicht schlecht, 
dass es gelingt, verwaltungswissenschaftliches Wissen in die Prozesse der 
Verwaltungspolitik einzubringen und die Evidenzbasierung von Verwal-
tungsreformen zu verbessern. Denn es ist nicht egal, welche Lösungen ge-
wählt werden. Strukturveränderungen in der öffentlichen Verwaltung brin-
gen – im Zusammenspiel mit weiteren Kontextfaktoren – Verschiebungen 
in der Leistungsfähigkeit und Vollzugsqualität mit sich (vgl. Bogumil 
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2010). Verwaltungsstrukturen (genauer: Verwaltungskonfigurationen17) 
haben also einen maßgeblichen Anteil an der Erklärung von Vollzugs- und 
Leistungsunterschieden (vgl. Bogumil 2010; Ebinger 2013; Bogumil 2015). 

Den Grundformen der Verwaltungsorganisation (obere/ untere staatliche 
Sonderbehörden, Bündelungsbehörden der allgemeinen Verwaltung, Kom-
munalverwaltung) werden schon seit langem spezifische Leistungsprofile 
zugewiesen. Sonderbehörden wird eine ausgeprägte Fähigkeit zur funktio-
nalen Spezialisierung zugesprochen, während von der allgemeinen Verwal-
tung durch die territoriale Bündelung umfangreicher Zuständigkeiten Ver-
bunderträge in der Ressourcennutzung und eine hohe Koordinationsfähig-
keit erwartet wird. Schließlich soll die Organisation in größeren Verwal-
tungseinheiten Skalenerträge durch effiziente Ressourcennutzung und eine 
routiniertere Aufgabenerledigung erbringen. Neue Untersuchungen zeigen 
zudem (Ebinger 2013; Richter 2014), dass Vollzugsprobleme nicht allein 
auf strukturelle Faktoren zurückzuführen sind, sondern erst im Zusammen-
spiel mit weiteren Kontextfaktoren wie Politikfeld, Steuerungsmodus und 
Ressourcenausstattung zu systematischen Mustern führen. Insgesamt ist die 
Verwaltungswissenschaft also durchaus gerüstet, empirisch fundierte Ge-
staltungsvorschläge zu entwerfen. 

Dennoch droht trotz zunehmender Erkenntnisse darüber, welche Verwal-
tungsreformen bei welcher Ausgangslage sinnvoll sind, immer die Gefahr, 
dass sich die Machtlogik durchsetzt. Ein anschauliches Beispiel für die Do-
minanz der Machtlogik ist die seit Jahren ausbleibende Gebietsreform in 
Niedersachsen. Die Kreisgebiets- und Gemeindestrukturen in Niedersach-
sen waren schon immer sehr kleinteilig. In den 1970er Jahren wurde die 
Zahl der Landkreise von 60 auf 37 und die Zahl der kreisfreien Städte von 
15 auf neun verringert, aus vormals 4.062 wurden 1.017 Gemeinden. Die 
Zahl der hauptamtlich verwalteten kommunalen Einheiten sank auf 415 
Kommunen (272 Einheits- und 143 Samtgemeinden). Diese Gebietsstruk-
turen haben sich bis heute kaum verändert. Mit Stand 1.1.2014 sind es 991 
Kommunen, davon 288 Einheitsgemeinden und 126 Samtgemeinden (mit 
insgesamt 703 Mitgliedsgemeinden) sowie acht kreisfreie Städte, 37 Land-
kreise und die Region Hannover. Damit gehört Niedersachsen neben 
                                                           
17  Der Begriff »Verwaltungskonfiguration« beschreibt die spezifische Ausgestaltung 

der Makroorganisation, d.h. des äußeren Aufbaus der Verwaltung auf der Landes- 
und Kommunalebene. Sie umfasst spezifische Anordnungen von (1) funktionalen 
(monofunktional bzw. multifunktional), (2) territorialen (großräumig, kleinräumig) 
und (3) politischen (Verwaltungsträgerschaft, Legitimation der Verwaltungsfüh-
rung) Merkmalen der Verwaltungsorganisation in einem Aufgabenfeld. Es werden 
also nicht einzelne Merkmale von Verwaltungslösungen analysiert, sondern das ihr 
spezifisches Zusammenspiel in einer Verwaltungskonfiguration (Bogumil 2015). 
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Bayern und Baden-Württemberg zu den großen Bundesländern (nach Flä-
che und Einwohnern) mit kleinteiliger kommunaler Gebietsstruktur, aller-
dings mit dem zentralen Unterschied, dass in den beiden süddeutschen Bun-
desländern der Handlungsdruck aufgrund der wirtschaftlichen Situation, 
der Finanzlage der öffentlichen Haushalte und der prognostizierten demo-
grafischen Entwicklung deutlich geringer ist. Inhaltlich besteht sowohl un-
ter wissenschaftlichen Gutachtern, den Landtagsfraktionen als auch bei den 
Kommunalen Spitzenverbänden seit Jahren Einigkeit, dass es zu Gebietsre-
formen kommen muss, wenngleich das Ausmaß umstritten ist. Es gibt aber 
einige Landkreise, die keinesfalls überlebensfähig sind. 

Allerdings waren aufgrund knapper Landtagsmehrheiten weder die 
schwarz-gelbe Koalition noch die folgende rot-grüne Koalition in der Lage, 
zu ersten Veränderungsschritten zu kommen. In dieser Situation ist sogar 
der Versuch einer gemeinsam getragenen Enquetekommission zur Vorbe-
reitung dieser Maßnahmen an wahltaktischen Manövern im Landtag ge-
scheitert. Hätte man sich geeinigt, dieses Thema gemeinsam anzugehen, 
könnte keine Partei es zum Wahlkampthema machen. Dennoch war es nicht 
möglich, was ein deutliches Beispiel für den Vorrang der Machtlogik ist. 

Dies ist letztlich nur dadurch zu erklären, dass bestimmte verwaltungs-
politische Maßnahmen in der Regel politisch hoch umkämpft sind (zwi-
schen Ministerien, kommunalen Spitzenverbänden, Bürgermeistern, Land-
räten und zum Teil den Bürgern) und dies auf die Parteien zurückwirkt. Dies 
trifft in besonderem Maße zu, wenn die Landtagsmehrheiten sehr knapp 
sind oder wenn Neuwahlen anstehen. Die beste Zeit für Verwaltungsrefor-
men ist daher stets zu Beginn der Legislaturperiode. 

Ein weiteres Beispiel für die Dominanz der Machtlogik ist das aktuelle 
Vorgehen der Landesregierungen in Brandenburg und Thüringen. In beiden 
Fällen wird zurzeit (Stand: Mai 2017) versucht, gegen erhebliche Wider-
stände der Oppositionsfraktionen CDU, F.D.P. und AfD und Teilen der 
kommunalen Spitzenverbände eine umfassende Gebietsreform durchzuset-
zen mit jeweils knappen Mehrheiten im Parlament. Nach langen kontrover-
sen Diskussion haben die Landesregierungen jetzt jeweils Abstriche von 
ihren ursprünglichen Reformplänen gemacht. Dies liegt aus meiner Sicht 
nicht so sehr daran, dass sie inhaltlich davon überzeugt sind, sondern man 
versucht die Widerstände zu verringern und damit die Reform insgesamt 
nicht zu gefährden und macht dafür Zugeständnisse. 

Wichtig ist, sich nun nicht als Wissenschaftler mit zum Teil anderen in-
haltlichen Vorstellungen frustriert abzuwenden oder die Politiker zu be-
schimpfen. Eine Veränderung von Politik ist nur dann möglich, wenn man 
zumindest versucht, sich in die Logik der Entscheidungsträger und ihrer 



Jörg Bogumil 

176  

Zwänge einzudenken. Gefährdung der Wiederwahl ist in den meisten Fällen 
ein nicht unerheblicher Zwang, die oben erwähnte umfassende Reform in 
Baden-Württemberg im Jahre 2005 war nur möglich, weil der damaligen 
Ministerpräsident Teufel nicht mehr wiedergewählt werden wollte. 

Manchmal bringt die Dominanz der Machtlogik aber auch mit sich, dass 
die Wissenschaftler (ungewollt) in diese Machtprozesse einbezogen werden 
mit mitunter unerfreulichen Folgen. Politik wird über »Gutachterkriege« (z. 
B. hinsichtlich der Effekte von Gebietsreformen), Verleumdungen und per-
sönliche Diffamierungen auf den Wissenschaftler (manchmal auch durch 
andere Wissenschaftler) ausgedehnt. Hier sind gute Nerven und das Wissen, 
sich jederzeit wieder zurückziehen zu können, hilfreich. 

4. Hat die Politikwissenschaft Angst vor Politikberatung? 

Carol Weiss hat vor Jahren darauf aufmerksam gemacht (Weiss 1977), dass 
»wissenschaftliche Erkenntnis«, z. B. über die Ausgestaltung oder die Wir-
kung von Policies, nicht einfach von Verwaltung und Politik übernommen 
wird, indem z. B. Wissenschaftler befragt oder die Thesen oder Ergebnisse 
von Untersuchungen gelesen und dann angewendet werden. Die Bedeutung 
der Wissenschaft für die Praxis liegt vielmehr darin, dass sie Konzepte und 
Denkschemata bereitstellt, mit denen die Realität neu geordnet und inter-
pretiert wird. Praktiker übernehmen in der Regel keine fertigen Lösungen 
oder abstrakten Theorien, sondern werden durch Begriffe, Konzepte und 
Sichtweisen der Wissenschaft beeinflusst. In diesem »diffuse process of en-
lightenment«, also in einem langfristigen und wenig strukturierten Prozess 
der »Aufklärung«, liegen daher die eigentliche Nutzung und Wirkung von 
Wissenschaft. 

Im Feld der Verwaltungspolitik ist dieser Zusammenhang zwischen Wis-
senschaft und Politik nicht ganz so diffus, wie hoffentlich gezeigt werden 
konnte. Verwaltungswissenschaftliches Wissen von Politikwissenschaft-
lern ist gefragt und erzielt Wirkungen, wenngleich die Wirkungskette nicht 
immer gradlinig verläuft und im Prozess der Reformumsetzung »Wissens-
verluste« zu konstatieren sind. Es gibt einen Fundus an empirisch bewähr-
ten Lösungen, der in die Praxisberatung eingebracht werden kann. Dieser 
übersteigt bei allen noch vorhandenen empirischen Unsicherheiten das Be-
ratungsniveau vieler Unternehmensberatungen im Bereich des öffentlichen 
Sektors bei weitem. Und diese sind die erste Alternative, verweigert sich 
die Politikwissenschaft der Beratungsnachfrage. 
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Deshalb stellt sich die Frage, warum die vorhandene Nachfrage nach po-
litikwissenschaftlichem Wissen nur von so wenigen Personen »befriedigt« 
wird. Mir scheinen hier zwei Barrieren zu bestehen. Zum einen gibt es – 
trotz der zunehmenden Tendenzen, Universitäten die Rolle einer third mis-
sion18 zuzuweisen – insbesondere in Teilen der Sozialwissenschaften im-
mer noch Bedenken, dass Politik- oder Praxisberatung »unwissenschaft-
lich« sei. Möglicherweise ist dies auch dadurch inspiriert, dass man Angst 
hat, in Machtprozesse involviert zu werden. 

Eine zweite Barriere könnte in der internen Logik des Wissenschaftssys-
tems liegen, welches sich stärker an den jeweiligen disziplinären Commu-
nities orientiert. Damit ist es heute in vielen Fächern möglich, eine erfolg-
reiche wissenschaftliche Karriere mit wissenschaftlichen Arbeiten zu ma-
chen, die von nur wenigen »Peers« der eigenen Fach-Community rezipiert, 
aber für methodisch gut befunden werden, selbst wenn diese Forschung kei-
nerlei gesellschaftliche Relevanz erkennen oder erwarten lässt (vgl. Schnei-
dewind 2016: 14). Die zunehmende Orientierung der Politikwissenschaft 
an begutachteten, möglichst englischsprachigen Journals mit ihrer Beto-
nung vor allem von methodischen Designs als nahezu alleinigem Qualitäts-
merkmal wissenschaftlichen Wirkens geht in die gleiche (falsche) Rich-
tung.19 

Es wäre jedoch bedauerlich, wenn die Politikwissenschaft sich immer 
weiter von ihrem Forschungsgegenstand entfernen würde und sich nicht 
mehr darum bemühte, auf der Basis ihrer Erkenntnisse zu gesellschaftlichen 
Verbesserungen beizutragen. Auch wenn das Verhältnis von Wissenschaft 
und Politik nicht immer spannungsfrei ist und durchaus einer kritischen Re-
flexion bedarf, scheint mir gerade für Politikwissenschaftler Politikbera-
tung eine sinnvolle, notwendige und hoch spannende Aufgabe zu sein. Au-
ßerdem ist es eine einmalige Chance, politisch-administrative Entschei-
dungsprozesse und ihre Logiken kennenzulernen und zu reflektieren, auch 
wenn dies manchmal frustrierend ist. Und zu guter Letzt wird es erst durch 
solche Gutachtertätigkeiten möglich, empirische Daten zur Implementation 

                                                           
18  Gemeint ist damit, die Hochschulen neben ihren beiden ersten »Missionen«, For-

schung und Lehre, stärker auf ihre gesellschaftliche Verpflichtung zu orientieren 
und ihre gesellschaftliche Orientierung zu verstärken.  

19  Es ist daran zu erinnern, dass es bei der Analyse politischer Prozesse in der Regel 
nicht um die Untersuchung leicht isolierbarer und klar umrissener Gegenstände geht, 
deren Veränderung sich mit Hilfe weniger Variablen umschreiben lässt. Die zu un-
tersuchenden Phänomene sind nicht einfacher, sondern komplexer Natur, sie sind 
nicht gut strukturiert und lassen sich nicht auf wenige Parameter beschränken. All 
dies spricht dafür, sich weniger um die Feststellung von Korrelationenn zu küm-
mern, sondern um solche über die Art des Zusammenspiels von Variablen. 
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politischer Maßnahmen (z. B. zum mangelhaften Vollzug von Umweltauf-
gaben oder zu den fehlenden Konsequenzen von Lernstandserhebungen) zu 
generieren, die sonst kaum erfassbar sind aufgrund von Feldzugangsprob-
lemen. Insgesamt spricht also immer noch sehr viel dafür, sich (auch) im 
Bereich der Politikberatung zu engagieren. 
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